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Beschlussvorschlag: 

 

Die Verwaltung wird beauftragt, dem Finanzamt gegenüber die Inanspruchnahme der Option 

gemäß § 27 Abs. 22 UStG zu erklären. 
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Sach- und Rechtslage:  

 

Nach derzeit geltendem Recht sind juristische Personen des öffentlichen Rechts gemäß § 2 

Abs. 3 Satz 1 UStG nur im Rahmen ihrer Betriebe gewerblicher Art (BgA) i. S. d. § 1 Abs. 1 Nr. 6 

und § 4 KStG unternehmerisch tätig. Durch diese Bindung an den körperschaftsteuerlichen 

Begriff des Betriebs gewerblicher Art unterliegt insbesondere die vermögensverwaltende Tä-

tigkeit der öffentlichen Hand, die nach Körperschaftsteuerrecht grundsätzlich keinen Betrieb 

gewerblicher Art darstellt, nicht der Umsatzbesteuerung. Selbst rein mechanische oder büro-

technische Vor- und Nebenarbeiten sind umsatzsteuerlich unbeachtlich, obwohl diese Teil-

aufgaben auch von privatwirtschaftlich organisierten Dritten erledigt werden könnten. Auch 

Beistandsleistungen unterlagen weder der Körperschaftsteuer noch der Umsatzsteuer. 

Diese Verwaltungspraxis hatte der BFH in seinem Urteil vom 10. November 2011 (V R 41/10) 

verworfen und dabei die entgeltliche Überlassung einer Sporthalle durch eine Kommune an 

eine andere Kommune als unternehmerische und damit umsatzsteuerbare Tätigkeit angese-

hen. 

 

Finanzverwaltung und Gesetzgeber sind daraufhin tätig geworden, um die Umsatzbesteue-

rung von juristischen Personen des öffentlichen Rechts den Vorgaben der Rechtsprechung 

des Bundesfinanzhofes und des Europäischen Gemeinschaftsrechts anzugleichen. 

Die Neuregelung des § 2b Umsatzsteuergesetz tritt zum 1. Januar 2016 in Kraft. Allerdings ist 

eine Übergangsregelung vorgesehen, wonach für sämtliche vor dem 1. Januar 2017 ausge-

führten Leistungen die bisherige Rechtslage anzuwenden ist. 

 

Der neue § 2b UStG hat unter anderem zur Folge, dass zahlreiche und wesentliche Besteue-

rungsprivilegien der öffentlichen Hand aufgehoben werden sollen. Jede Tätigkeit von juristi-

schen Personen des öffentlichen Rechts auf privatrechtlicher Grundlage soll nunmehr als un-

ternehmerisch eingestuft werden. Nicht als Unternehmer i.S.d. UStG sind Kommunen anzuse-

hen, wenn es sich um eine Tätigkeit handelt, die der Kommune im Rahmen der Ausübung 

öffentlicher Gewalt obliegt und die Nichtbesteuerung nicht zu größeren Wettbewerbsverzer-

rungen führt. 

 

 

Den juristischen Personen des öffentlichen Rechts wird in dem neu eingeführten § 27 Abs. 22 

UStG  die Möglichkeit einer sogenannten Option eingeräumt. Die Kommune kann gegenüber 

dem Finanzamt einmalig erklären, dass sie § 2 Abs. 3 UStG in der am 31.12.2015 geltenden 

Fassung für sämtliche nach dem 31.12.2016 und vor dem 01.01.2021 ausgeführten Leistungen 

weiterhin anwenden möchte. Eine Beschränkung der Erklärung auf einzelne Tätigkeitsberei-

che oder Leistungen ist nicht zulässig. Die Erklärung ist bis zum 31.12.2016 abzugeben. Sie 

kann nur mit Wirkung vom Beginn eines auf die Abgabe folgenden Kalenderjahres widerrufen 

werden.   
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